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Geteilte Betreuung und Auswirkungen auf Unterhaltsvorschuss und Kindesunterhalt 

Prof. Dr. Kirsten Scheiwe | Universität Hildesheim 

 

Auswirkungen geteilter Betreuung (symmetrisches und asymmetrisches 
Wechselmodell) auf Kindesunterhalt und Unterhaltsvorschuss 

I. Einleitung 

Die zunehmende Verbreitung geteilter Betreuungsmodelle nach Trennung oder 
Scheidung stellt das Unterhaltsrecht vor erhebliche dogmatische und praktische 
Herausforderungen. Sowohl das symmetrische Wechselmodell (annähernd 
hälftige Betreuung, z. B. 50/50) als auch das asymmetrische Wechselmodell 
(z. B. 60/40 oder 70/30) können sich sowohl auf die zivilrechtliche 
Unterhaltspflicht (§§ 1601 ff. BGB) als auch auf öffentlich-rechtliche 
Leistungen wie den Unterhaltsvorschuss nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 
(UVG) auswirken. 

 

II. Kindesunterhalt  

1. Grundprinzipien des Kindesunterhalts 

Nach § 1606 Abs. 3 Satz 2 BGB erfüllt der Elternteil, der ein minderjähriges Kind 
betreut, seine Unterhaltspflicht grundsätzlich durch Pflege und Erziehung 
(Naturalunterhalt). Der andere Elternteil schuldet Barunterhalt (sog. 
Residenzmodell). Zur Veranschaulichung hier kurz die Höhe des 
familienrechtlichen Mindestunterhalts für ein Kind:  

Gesetzlicher Mindestunterhalt gemäß § 1612a BGB beträgt derzeit (in Klammern der Zahlbetrag 
nach Abzug des hälftigen Kindergeldes ) 

 0–5 Jahre: 486 €   (356,50) 

 6–11 Jahre: 558 € (428,50) 

 12–17 Jahre: 653 € (523,50) 

 Ab 18 Jahren: 698 € (439,-) 

Diese Beträge entsprechen der ersten Einkommensgruppe bis 2.100 € netto für den Unterhalt nach 
der Düsseldorfer Tabelle 2026.  

Selbstbehalt: Erwerbstätige Unterhaltszahlende: 1.450 Euro monatlich; nicht Erwerbstätige  1.200 
Euro pro Monat. 

Dabei bleibt es auch bei erweitertem Umgang, wenn das Kind seinen 
Lebensmittelpunkt eindeutig im Haushalt eines Elternteils hat. Erst wenn die 
Betreuung in etwa hälftig auf beide Eltern verteilt ist (symetr. Wechselmodell) 
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mit möglicher anteiliger Barunterhaltspflicht beider Eltern (vgl. bereits BGH, 
Urteil vom 28.02.2007 – XII ZR 161/04 und Beschluss vom 12.03.2014 – XII 
ZB 234/13). Nach der ständigen Rechtsprechung des BGH bleibt es dabei so 
lange, wie ein deutliches Schwergewicht der Betreuung bei einem Elternteil 
liegt (BGH, Beschluss vom 12.03.2014 – XII ZB 234/13).  

Der letzte BGH-Beschluss vom 15. April 2026 (Az. XII ZB 415/25) bekräftige 
dies: Auch bei einem erweiterten Umgang (z.B. 45 % Betreuungsanteil) ist der 
hauptbetreuende Elternteil nicht barunterhaltspflichtig, dies ergebe sich aus dem 
Wortlaut des Gesetzes. Bei Mehraufwand des Umgangselternteils kann der 
Unterhalt jedoch durch eine Herabstufung in der Düsseldorfer Tabelle angepasst 
werden. In der 2026er Entscheidung hat der BGH klarer benannt, in welchem 
Umfang die erweiterten Betreuungsleistungen des umgangsberechtigten 
Elternteils bei der Bedarfsermittlung des Kindes berücksichtigt werden dürfen 
und dies auch pauschaliert durch mögliche Abzüge. Der BGH ist eng am 
Gesetzeswortlaut des § 1606 Abs. 3 Satz 2 BGB geblieben. Grundsätzlich wird 
eine Heranziehung des hauptbetreuenden Elternteils zur anteiligen Haftung für 
den Barunterhalt des Kindes (nur) wegen eines erweiterten Umgangs des Kindes 
mit dem anderen Elternteil abgelehnt, aber die teilweise Deckung des 
Unterhaltsbedarfs durch Naturalleistungen im Haushalt des Umgangselternteils 
kann mit einer weitgehenden Pauschalierung erfasst werden (Lösungsansätze Fn. 
63-68). Der BGH  beschränkt dies aber auf solche Mehraufwendungen, denen auf 
Seiten des Betreuungselternteils relevante Ersparnisse gegenüberstehen und die 
deshalb zu einer teilweisen Deckung des Unterhaltsbedarfs und zu einer 
Teilerfüllung des Unterhaltsanspruchs führen (Rn. 63). Dies kann durch eine 
Umgruppierung – als Herabstufung - in der Einkommensgruppe der Düsseldorfer 
Tabelle geschehen sowie zusätzlich durch einen pauschalisierende Abzug durch 
Schätzung durch das Gericht von 10% oder nur ausnahmsweise bis 15%. „Die 
Kombination aus der Möglichkeit der Umgruppierung innerhalb der 
Einkommensgruppen der Düsseldorfer Tabelle und der Möglichkeit, 
bedarfsdeckenden Aufwendungen durch einen (weitergehenden) pauschalen 
Abzug von 10 % (und in Ausnahmefällen bis 15 %) zu berücksichtigen, gibt der 
Praxis auf der Grundlage geltenden Rechts die erforderliche Flexibilität, den 
Umfang der Wahrnehmung durch den barunterhaltspflichtigen Elternteil im 
Einzelfall gewichten zu können“ (* Fn. 68).  

 

2. Symmetrisches Wechselmodell  

a) Grundsatz: Beide Eltern barunterhaltspflichtig 
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Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) sind bei einem 
paritätischen Wechselmodell beide Elternteile grundsätzlich 
barunterhaltspflichtig. Keiner erfüllt seine Unterhaltspflicht allein durch 
Betreuung. 

Folge: 

 Der Unterhaltsbedarf des Kindes wird nach der Düsseldorfer Tabelle 
ermittelt. 

 Beide Einkommen werden zusammengerechnet. 

 Jeder Elternteil haftet anteilig entsprechend seiner Einkommensquote (§ 
1606 Abs. 3 Satz 1 BGB). 

b) Mehrbedarf durch Leben des Kindes in zwei Haushalten 

Im Wechselmodell entstehen regelmäßig Mehrkosten (z. B. doppelte 
Wohnkosten, Ausstattung in zwei Haushalten). Diese können als Mehrbedarf 
berücksichtigt werden. 

c) Praktische Berechnung 

Die Berechnung erfolgt typischerweise in vier Schritten: 

1. Ermittlung des Tabellenbedarfs aus addiertem Einkommen. 

2. Abzug des Kindergeldes (hälftig je Elternteil). 

3. Quotenbildung nach Einkommensverhältnissen (Haftungsquoten) 

4. Saldierung der wechselseitigen Ansprüche. 

Das kann dazu führen, dass der besserverdienende Elternteil auch im 
paritätischen Wechselmodell Barunterhalt für das Kind zahlen muss.  

 

3. Asymmetrisches Wechselmodell 

Vgl. dazu ausführlich die Vorträge von Prof Schumann und Dr. Lies-Benachib 
sowie oben BGH 2026. 

 

III. Auswirkungen auf den Unterhaltsvorschuss 

1. Grundstruktur des Unterhaltsvorschusses 
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Der Unterhaltsvorschuss nach dem UVG wird gewährt, wenn das Kind bei 
einem alleinstehenden Elternteil lebt und vom anderen Elternteil kein oder 
weniger als der Mindestunterhalt gezahlt wird. 

Zweck ist die Sicherung des Mindestunterhalts, in Höhe des steuerlichen 
sächlichen Existenzminimums des Kindes, sowie die schnelle rechtliche 
Realisierbarkeit des Anspruchs dadurch, dass kein Titel für Kindesunterhalt oder 
Nachweis der gerichtlichen Geltendmachung des Anspruchs erforderlich ist. Das 
Einkommen des hauptbetreuenden Elternteils spielt keine Rolle (wie in der 
Regel beim familienrechtlichen Kindesunterhalt). Kindesunterhalt und damit 
auch der Unterhaltsvorschuss als Ersatzleistung ist vorrangig vor anderen 
bedürftigkeitsgeprüften Sozialleistungen (Grundsicherung SGB II, SGB XII) 
und wird als Einkommen bei weiteren Sozialleistungen angerechnet (BaFöG, 
Wohngeld, Kinderzuschlag). 

Der Staat tritt in Vorleistung; bestehende Unterhaltsansprüche gehen durch 
gesetzlichen Forderungsübergang auf das Land über, der Regress gegen den 
Kindesunterhaltsschuldner wird bisher nicht sehr effizient durchgesetzt wird.1 
Soweit kein Kindesunterhaltsanspruch besteht (etwa wegen 
Leistungsunfähigkeit oder Tod des Unterhaltspflichtigen), ist es kein Vorschuss, 
sondern eine Unterhaltsausfallleistung. 

Das Kindergeld wird seit 2008 vollständig auf den Unterhaltsvorschuss 
angerechnet2 – nicht nur hälftig, wie es zuvor der Fall war. Denn 
unterhaltsrechtlich steht dem überwiegend betreuenden Elternteil die Hälfte des 
Kindergeldes zu. Das Kind erhält also weniger Unterhaltsvorschuss als den 
Betrag, den der barunterhaltspflichtige Elternteil als Mindestunterhalt zahlen 
müsste, und müsste die Differenz zum Mindestunterhalt dann selbst vom 
Unterhaltsverpflichteten einklagen. Das macht vermutlich kaum jemand.  
 

Unterhaltsvorschuss bei geteilter Betreuung 

Das Unterhaltsvorschussgesetz wurde im Jahr 1980 eingeführt, als Kinder nach 
der Scheidung der Eltern typischerweise bei der Mutter lebten und den Vater nur 
jedes zweite Wochenende besuchten. Die zunehmende Ausweitung der 

 
1 Zur Forschung über die Gründe der geringen Rückholquoten und Reformvorschlägen vgl. Eichenhofer 2002, S. 
B 55 m.w.N., Hartmann 2014, Hubert et.al 2020, Wersig 2016, S. 17ff.. sowie den Bericht der Bundesregierung 
über die Wirkungen der Reform 2017, BT-Drucks. 19/3960.  
2 § 2 Abs.2 UVG  
(2) Wenn der Elternteil, bei dem der Berechtigte lebt, für den Berechtigten Anspruch auf volles Kindergeld nach 
dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz in der jeweils geltenden Fassung oder auf 
eine der in § 65 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes oder § 4 Abs. 1 des Bundeskindergeldgesetzes bezeichneten 
Leistungen hat, mindert sich die Unterhaltsleistung um das für ein erstes Kind zu zahlende Kindergeld nach § 66 
des Einkommensteuergesetzes oder § 6 des Bundeskindergeldgesetzes. 
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Beteiligung von Vätern an der Betreuung von Kindern nach der Trennung der 
Eltern hat jedoch Konsequenzen für die Bewilligung des Unterhaltsvorschusses. 
In den letzten Jahren mehren sich die Fälle, in denen Unterhaltsvorschuss wegen 
der stärkeren Beteiligung des anderen Elternteils an der Betreuung und des 
häufigeren Aufenthalts des Kindes im Haushalt des umgangsberechtigten 
Elternteils abgelehnt werden. 

Begründet wird dies damit, dass damit die „Doppelbelastung“ des 
alleinerziehenden Elternteils entfalle und eine der Anspruchsvoraussetzungen 
des UVG – dass das Kind „bei einem seiner Elternteile lebt“ (§ 1 Absatz 1 
Nummer 2 UVG) – nicht mehr gegeben sei.  

In den vom Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) herausgegebenen Richtlinien zur Durchführung des 
Unterhaltsvorschussgesetzes wurde eine Grenze bei einem Drittel der Tage, in 
denen sich das Kind beim eigentlich barunterhaltspflichtigen Elternteil aufhält, 
festgesetzt. Bei Überschreitung dieser Grenze wurde der Antrag auf 
Unterhaltsvorschuss abgelehnt.3  

Mittlerweile liegt mit dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 12. 
Dezember 2023 eine neue Entscheidung vor, mit der die Grenze auf einen 
Mitbetreuungsanteil von 40 Prozent angehoben wurde.4100 Die hauptbetreuende 
Mutter hatte Unterhaltsvorschussleistungen für ihre siebenjährigen Zwillinge 
beantragt, welche die zuständige Behörde abgelehnt hatte, weil die Kinder 
während der Schulzeiten zu 36 Prozent beim Vater lebten. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat die Entscheidung aufgehoben mit der 
Begründung, dass die Vorschrift des § 1 Absatz 1 Nummer 2 UVG an der durch 
das Alleinerziehen geprägten prekären Situation anknüpfe, dass das Kind „nur“ 
bei diesem Elternteil lebt, weil hauptsächlich er die Betreuung (Pflege und 
Erziehung) des Kindes tatsächlich wahrnehme und hiermit wegen des Ausfalls 

 
3 Die älteren Richtlinien des BMFSFJ zur Durchführung des Unterhaltsvorschussgesetzes in der ab 1. Januar 
2023 geltenden Fassung definierten „Alleinerziehung“ im Sinne des UVG so, dass entscheidend der 
Lebensmittelpunkt des Kindes sei („wer die elementaren Lebensbedürfnisse des Kindes sichert und befriedigt, d. 
h. wer im Wesentlichen für die Pflege, für die Verköstigung, Kleidung, für die ordnende Gestaltung des 
Tagesablaufs sorgt und wo das Kind im Wesentlichen seine emotionale Zuwendung erhält“ (BMFSFJ 
Richtlinien zur Durchführung des Unterhaltsvorschussgesetzes in der ab 1. Januar 2023 geltenden Fassung, S. 
14). Ermittelt werden solle dies nach den Richtlinien in einem ersten Schritt anhand der Verteilung der Tage, an 
denen sich das Kind um 0 Uhr bei einem Elternteil aufhält. Als wesentliche Beteiligung wird ein Anteil von 
einem Drittel der Tage betrachtet, bei gleichmäßiger Verteilung der Tage auf beide Eltern sei der Anspruch auf 
Unterhaltsvorschuss ausgeschlossen. Der zeitlichen Komponente komme Indizwirkung zu, ohne dass sich 
allerdings die Beurteilung allein hierauf beschränken könne. Dies könne widerlegt werden, dann sei bei einer 
„wesentlichen Beteiligung“ ab einem Drittel der Tage eine Einzelfallprüfung erforderlich (so auch schon: 
BVerwG, 11.10.2012, 5 C 20/11). 

4 BVerwG, 07.12.2000, 5 C 42/99; BVerfG, 03.03.2004, 1 BvL 13/00, Rn. 1–25. 
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des anderen Elternteils besonders belastet ist. Außer in den Fällen vollständigen 
Alleinerziehens liege eine solche Belastung auch dann vor, wenn der 
Schwerpunkt der Betreuung „ganz überwiegend“ bei diesem Elternteil liegt, 
obwohl auch der andere Elternteil Betreuungsleistungen für das Kind erbringe. 
Eine wesentliche Entlastung des einen Elternteils liege vor, wenn sich der 
andere barunterhaltspflichtige Elternteil in der Weise an der Pflege und 
Erziehung des Kindes beteilige, dass sein Betreuungsanteil 40 Prozent erreicht 
oder überschritten werde. Der durch die Mitbetreuung eintretende 
Entlastungseffekt sei insbesondere aus Gründen der Rechtssicherheit sowie 
unter Berücksichtigung der Verwaltungspraktikabilität ausschließlich im 
Hinblick auf die Zeiten der tatsächlichen Betreuung zu ermitteln, ohne Wertung 
und Gewichtung einzelner Betreuungsleistungen. Bei ganztätig wechselweiser 
Betreuung komme es typisierend darauf an, wo sich das Kind zu Beginn des 
Tages aufhalte.  

Der Anspruch auf Unterhaltsvorschussleistungen setze neben ausbleibenden 
oder unzureichenden Unterhaltszahlungen durch den barunterhaltspflichtigen 
Elternteil voraus, dass das Kind bei einem Elternteil lebt (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 
UVG). Dies verlange eine auf Dauer angelegte häusliche Gemeinschaft, in der 
das Kind auch betreut werde. 

Rechtsprechung und Verwaltungspraxis: Kein Unterhaltsvorschuss bei 
wesentlicher Entlastung von Betreuung 

Die Vorschrift knüpfe an die prekäre Situation an, der Alleinerziehende 
ausgesetzt seien. Die bestehe darin, dass das Kind "nur" bei einem Elternteil 
lebt, weil hauptsächlich er die Betreuung des Kindes tatsächlich wahrnimmt und 
dadurch besonders belastet ist. So liege es bei einem vollständigen 
Alleinerziehen, aber auch dann, wenn die Betreuung ganz überwiegend durch 
einen Elternteil erfolgt, obgleich auch der andere Betreuungsleistungen für das 
Kind erbringt. 

Diese "faktische Gesamtlage" des gesetzlich in Bezug genommenen 
Alleinerziehens bestehe nicht, wenn der Betreuungsanteil des 
barunterhaltspflichtigen Elternteils 40% erreicht oder überschreitet. Dann 
scheide ein Anspruch auf Unterhaltsvorschuss aus, so das BVerwG. 

Die Frage, wie der durch die Mitbetreuung eintretende Entlastungseffekt zu 
ermitteln ist, beantwortet das BVerwG wie folgt: Es sei ausschließlich auf die 
Zeiten der tatsächlichen Betreuung abzustellen. Das seien die Zeiten, die das 
Kind in der Obhut des einen oder des anderen Elternteils verbringt – ohne 
Wertung und Gewichtung einzelner Betreuungsleistungen. Bei ganztätig 
wechselweiser Betreuung komme es typisierend darauf an, wo sich das Kind zu 
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Beginn des Tages aufhält. Dem Bezug von Kindergeld sowie Vereinbarungen 
zum Umgangsrecht komme nur indizielle und dem Bestehen eines gemeinsamen 
Sorgerechts grundsätzlich keine Bedeutung zu. Nach diesem Urteil sollte die 
Ablehnung des Unterhaltsvorschusses erst bei einem Mitbetreuungsanteil von 40 
Prozent erfolgen. Über die Praxis der Verwaltungen liegen jedoch kaum 
Erfahrungsberichte vor.  

Grundsätzlich stellt sich die Frage, was diese Rechtsauslegung für die 
Existenzsicherung von Kindern getrenntlebender Eltern bedeutet. Zutreffend ist 
zwar, dass bei einem längeren Aufenthalt des Kindes im Haushalt des anderen 
Elternteils in gewissem Umfang eine wirtschaftliche Entlastung beim 
hauptsächlich betreuenden Elternteil in Form von Einsparungen etwa bei 
Lebensmitteln erfolgt. Viele andere Fixkosten bleiben jedoch bestehen, wie 
Miete, Kleidung, Kinderbetreuungskosten, Versicherungsbeiträge etc. Wichtig ist 
der Hinweis, dass der Unterhaltsvorschuss den Barunterhalt des einen Elternteils 
ersetzen soll. Wenn dieser nun seine Betreuungsanteile ausweitet, reduziert dies 
jedoch nur sehr bedingt den monetären Bedarf des Kindes. Ob der 
hauptbetreuende Elternteil anteilsmäßig seine Erwerbsarbeit im Gegenzug 
aufstocken kann, um seinerseits Teile des Barunterhalts zu übernehmen, hängt 
wesentlich von der zeitlichen Lage und vom Umfang der Mitbetreuung und der 
Verfügbarkeit externer Kinderbetreuung ab (BMFSFJ 2023e, S. 5). Insgesamt 
kann es somit zu einer Unterdeckung des sächlichen Existenzminimums des 
Kindes in beiden Haushalten kommen. Schließlich könnte diese Rechtsauslegung 
auch dahingehend Wirkung erzielen, dass die stärkere Beteiligung des anderen 
Elternteils und egalitäre Modelle der Betreuung des Kindes von getrennt 
lebendenden Eltern verhindert werden. Sinnvoll wäre hingegen eine Regelung, in 
der der Unterhaltsvorschuss zwischen den getrenntlebenden Eltern aufgeteilt 
werden könnte, zumindest in den Fällen, in denen beide den Barunterhalt des 
Kindes nicht aufbringen können (BMFSFJ 2023e, S. 6). 

4. Rückgriff gegen barunterhaltspflichtigen Elternteil 

Wird Unterhaltsvorschuss gezahlt, geht der Unterhaltsanspruch des Kindes kraft 
Gesetzes auf das Land über (§ 7 UVG). Das Land kann dann Regress beim 
barunterhaltspflichtigen Elternteil nehmen. 

V. Fazit 

1. Symmetrisches Wechselmodell: 

o beide Eltern barunterhaltspflichtig 

o Anteilige Haftung nach Einkommen  

o kein Unterhaltsvorschuss nach dem UVG. 
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2. Asymmetrisches Wechselmodell: 

o Barunterhaltspflicht des umgangsberechtigten Elternteil bleibt, im 
Einzelfall bei Mehraufwendungen Herabstufung in der 
Düsseldorfer Tabelle möglich und pauschale Kürzung des 
Unterhaltsbeitrags um 10%, nur ausnahmsweise 15%, wenn dem 
Ersparnisse im Haushalt des hauptbetreuenden Elternteil 
gegenüberstehen  

o Unterhaltsvorschuss entfällt ab Mitbetreuung von 40% und mehr. 

 

Wichtige offene Fragen bleiben: In welchem Verhältnis stehen die Ziele der 
Sicherung des sächlichen Existenzminimums des Kindes und die 
Berücksichtigung des Betreuungsmodells der Eltern zueinander? Welche Rolle 
spielt das Betreuungsmodell für die Existenzsicherung des Kindes – welche 
Annahmen über Belastungen Alleinerziehender und Entlastung durch geteilte 
Betreuung und deren wirtschaftliche Auswirkungen liegen dem zugrunde, wenn 
es um das Existenzminimum des Kindes geht? 

Häufig wird nicht sauber unterschieden zwischen wirtschaftlicher 
Belastung/Entlastung des hauptbetreuenden Elternteils und der Existenzsicherung 
des Kindes. 

Außerdem fehlen vielfach empirische Grundlagen, um sowohl den Bedarf des 
Kindes zu bestimmen über das steuerliche sächliche Existenzminimum hinaus, 
denn bisher werden etwa die Wechselmehrkosten und auch die Kosten von 
Bildung und Teilhabe beim Mindestunterhalt nicht ausreichend berücksichtigt.  
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